
Infoblatt Prozesskostenhilfe / Verfahrenskostenhilfe 

 

WICHTIG: 

 

Sie sind während des Gerichtsverfahrens und vier Jahre über dessen Beendigung 

hinaus verpflichtet, dem Gericht wesentliche Verbesserungen Ihrer wirtschaftlichen 

Verhältnisse oder eine Änderung Ihrer Anschrift unaufgefordert und unverzüglich 

mitzuteilen. Bei laufenden Einkünften ist jede nicht nur einmalige Verbesserung von 

mehr als 100 Euro (brutto) im Monat mitzuteilen. Reduzieren sich geltend gemachte 

Abzüge, Wohnkosten, Zahlungsverpflichtungen oder besondere Belastungen oder 

fallen diese ganz weg, so müssen Sie dies ebenfalls von sich aus mitteilen, wenn die 

Entlastung 100 Euro im Monat übersteigt. Verstoßen Sie gegen diese Pflichten, kann 

die Bewilligung nachträglich aufgehoben werden, und Sie müssen die gesamten 

Kosten nachzahlen. 

  

Das Gericht kann Sie auffordern, fehlende Belege nachzureichen und Ihre Angaben 

an Eides statt zu versichern. Wenn Sie angeforderte Belege nicht nachreichen, kann 

dies dazu führen, dass Ihr Antrag auf Bewilligung von Prozess- oder Verfahrenskos-

tenhilfe zurückgewiesen wird. 

  

Wenn Sie unvollständige oder unrichtige Angaben machen, kann dies auch dazu 

führen, dass schon bewilligte Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe wieder 

aufgehoben wird und Sie die angefallenen Kosten nachzahlen müssen. Dies droht 

Ihnen auch dann, wenn Sie während des Gerichtsverfahrens und vier Jahre über 

dessen Beendigung hinaus dem Gericht wesentliche Verbesserungen Ihrer 

wirtschaftlichen Lage oder eine Änderung Ihrer Anschrift nicht unaufgefordert und 

unverzüglich mitteilen. 

  

Wenn Sie bewusst unrichtige oder unvollständige Angaben machen, kann dies auch 

als Straftat verfolgt werden. 
 


